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Text 

Arten der Zustellung 

§ 83. (1) Soweit im Einzelnen nichts anderes bestimmt wird, kann ohne Zustellnachweis zugestellt 
werden. 

(2) Eine Übermittlung durch Telefax oder im elektronischen Rechtsverkehr nach Maßgabe des § 89a 
GOG ist einer Zustellung mit Zustellnachweis gleichzuhalten. Durch Telefax übermittelte Dokumente 
gelten als zugestellt, sobald seine Daten in den elektronischen Verfügungsbereich des Empfängers gelangt 
sind. Im Zweifel sind die Tatsache und der Zeitpunkt des Einlangens von Amts wegen festzustellen. Die 
Zustellung gilt nicht als bewirkt, wenn sich ergibt, dass der Empfänger oder dessen Vertreter im Sinne 
des § 13 Abs. 3 ZustG wegen Abwesenheit von der Abgabestelle nicht rechtzeitig vom Zustellvorgang 
Kenntnis erlangen konnte, doch wird die Zustellung mit dem der Rückkehr an die Abgabestelle folgenden 
Tag wirksam. 

(3) Ladungen und Aufforderungen, deren Befolgung durch Beugemittel oder auf andere Weise 
durchgesetzt werden kann, Erledigungen, deren Zustellung die Frist zur Einbringung eines Rechtsmittels 
oder eines Rechtsbehelfs an das Gericht auslöst, sowie Ladungen von Privatbeteiligten, Privatanklägern 
und Subsidiaranklägern zur Hauptverhandlung sind zu eigenen Handen (§ 21 des Zustellgesetzes) 
zuzustellen. Verteidigern und Rechtsanwälten kann anstatt zu eigenen Handen immer auch mit 
Zustellnachweis (§§ 13 bis 20 des Zustellgesetzes) zugestellt werden. 

(4) Soweit der Beschuldigte oder ein anderer Beteiligter des Verfahrens durch einen Verteidiger oder 
eine andere Person vertreten wird, ist diesem Verteidiger oder Vertreter zuzustellen. Die Ladung zur 
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Hauptverhandlung in erster Instanz, das Abwesenheitsurteil sowie Verständigungen und Mitteilungen 
nach den §§ 200 Abs. 4, 201 Abs.  1 und 4 sowie 203 Abs. 1 und 3 sind dem Angeklagten oder 
Beschuldigten jedoch immer selbst und zu eigenen Handen zuzustellen. 

(5) Opfern kann durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt werden, soweit die Voraussetzungen 
des § 25 des Zustellgesetzes vorliegen oder schon deren Ausforschung oder die Aufforderung zur 
Namhaftmachung eines Zustellungsbevollmächtigten (§ 82 Abs. 2) einen dem Beschleunigungsgebot 
(§ 9) widerstreitenden Verfahrensaufwand bedeuten würde. Die Bekanntmachung ist in die Ediktsdatei 
(§ 89j Abs. 1 GOG) aufzunehmen, wodurch die Zustellung als bewirkt gilt. 
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